
Aktenzeichen: 4.AZR 717/93 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 28. September 1994 

- 4 AZR 717/93 -
I. Arbeitsgericht 

Berlin
Urteil vom 16. Dezember 1992 
- 17 Ca 3848/92 -

II. Landesarbeitsgericht Berlin Urteil vom 04. August 1993 
- 8 Sa 52 u. 60/93 -

Für die Amtliche Sammlung: NeinFür die Fachpresse Für das Bundesarchiv : Ja : Nein

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung einer Lehrerin nach dem BAT-0

Gesetz:
BAT-0 § 11 Satz 2; ÄnderungsTV Nr. 1 zum BAT-0 vom 8. Mai 
1991 § 2 Nr. 3; 2. BesÜV vom 21. Juni 1991, Anlage 1 Besol­
dungsgruppe A 10 und A 11

1. Es wird dabei verblieben, daß Lehrer für untere Klassen 
einer allgemeinbildenden Schule in den neuen Bundesländern 
nach §§ 22, 23 BAT-0 in Verbindung mit § 2 Nr. 3 der Sonder­
regelung 2 1 1  BAT-0 einzugruppieren sind, was dazu führt, daß sie in die Vergütungsgruppe eingruppiert sind, die nach
§ 11 Satz 2 BAT-0 der Besoldungsgruppe entspricht, in welche der Angestellte eingestuft wäre, wenn er im Beamtenverhältnis stünde.
2. Lehrer für untere Klassen im Unterricht der Klassen 1 bis 
4 können in die Besoldungsgruppe A 10 oder A 11 einzureihen 
sein. Eine Eingruppierung in die Besoldungsgruppe A 11 kann 
erfolgen, wenn diese Lehrer entweder eine achtjährige Lehr­
tätigkeit oder eine dreijährige Dienstzeit in der Besoldungs­
gruppe A 10 zurückgelegt haben.
3. Die Höherstufung von A 10 nach A 11 steht im pflichtge­
mäßen, aber auch auszuübenden Ermessen der zuständigen Ver­
waltungsbehörde, die den Stellenkegel einerseits, aber auch 
die Befähigung des Lehrers andererseits berücksichtigen muß.
4. Es bestehen keine Rechtsbedenken, daß in einem Tarifver­
trag für die Eingruppierung von Lehrern auf die für Beamte 
bestehenden Grundsätze verwiesen wird, wenn damit eine weit­
gehende Gleichbehandlung von angestellten und verbeamteten 
Lehrkräften erreicht werden soll.
5. Die Normen des Tarifvertrages können nicht einseitig durch 
Lehrererlasse eingeschränkt werden. Hierfür bietet § 2 Nr. 3 der Sonderregelung keinen Raum. Der Hinweis auf Lehrerricht- linien erlaubt nur noch eine Ergänzung, wenn die für Beamte geltenden Besoldungsgruppen nicht ausreichen.
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Hinweise des Senats:
Bestätigung und Fortführung der Rechtsprechung zur Eingrup­
pierung der Lehrer im Beitrittsgebiet - Verweisung durch 
Tarifvertrag auf Beamtenbesoldung.
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4 AZR 717/93
8 Sa 52/93 und 8 Sa 60/93 Berlin Im Namen des Volkes!Verkündet am
28. September 1994 UrteilBackes,
Reg.-Sekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 28. September 1994 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr.h.c. Schaub, die Richter Schneider und
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Dr. Friedrich sowie den ehrenamtlichen Richter
Prof. Dr. Knapp und die ehrenamtliche Richterin Wax für
Recht erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 
4. August 1993 - 8 Sa 52/93 - und - 8 Sa 60/93 - 
aufgehoben und der Rechtsstreit zur erneuten Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Landesarbeitsgericht Berlin 
zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten um die zutreffende Eingruppierung der 
Klägerin in die VergGr. IV b oder IV a BAT-0.

Die Klägerin erwarb 1969 die Lehrbefähigung für den Unter­
richt in den unteren Klassen der allgemeinbildenden polytechni­
schen Oberschule für die Fächer Deutsch, Mathematik und Kunster­
ziehung an dem Institut für Lehrerbildung in R . Seither
ist die Klägerin mit Ausnahme der Zeit von September 1973 bis De­
zember 1975, in der sie als Erzieherin eingesetzt war, als Lehre­
rin, zuletzt an der 11. Grundschule in B , tätig.

Seit dem 1. Juli 1991 zahlt das beklagte Land der Klägerin 
die Vergütung nach der VergGr. IV b BAT-O. Hiergegen wandte sich 
die Klägerin mit Schreiben vom 20. September 1991.

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden kraft beider­
seitiger Tarifbindung der Erste Tarifvertrag zur Anpassung des
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Tarifrechts - Manteltarifliche Vorschriften - (BAT-0) einschließ­
lich der ihn ändernden und ergänzenden Bestimmungen Anwendung. 
Durch § 1 Nr. 40 des ÄnderungsTV Nr. 1 vom 8. Mai 1991 zum Ersten 
Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts - Manteltarifliehe 
Vorschriften - (BAT-0) wurden mit Wirkung vom 1. Juli 1991 die 
Sonderregelungen 2 1 1  BAT-0 u.a. um Nr. 3 a wie folgt ergänzt:

"Nr. 3 a
Zu §§ 22 bis 25 - Eingruppierung -

Die Lehrkräfte werden nach § 11 Satz 2 in die 
Vergütungsgruppen eingruppiert, die sich bei An­
wendung der Zweiten Besoldungs-Übergangsverord­
nung ergeben.

§ 2 Nr. 3 dieses Änderungs-TV enthält die folgende Regelung:

"Die Anlage 1 a ist, soweit sie keine besonderen 
Tätigkeitsmerkmale enthält, nicht auf Angestellte 
anzuwenden, die

als Lehrkräfte, auch wenn sie nicht unter die SR 
2 1 1  fallen,
beschäftigt sind. Diese Angestellten sind - ggf. 
nach näherer Maßgabe von Richtlinien - in der 
Vergütungsgruppe eingruppiert, die nach § 11 
Satz 2 BAT-0 der Besoldungsgruppe entspricht, in 
welcher der Angestellte eingestuft wäre, wenn er 
im Beamtenverhältnis stünde.

In den auf diese Tarifbestimmung gestützten Richtlinien der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) über die Eingruppierung 
der nicht von der Anlage 1 a zum BAT-0 erfaßten Angestellten vom
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24. Juni 1991 (TdL-Richtlinien), die am 1. Juli 1991 in Kraft ge­
treten sind, werden "Lehrkräfte mit abgeschlossener pädagogischer 
Fachschulausbildung an allgemeinbildenden Schulen in Vergütungs­
gruppe IV b eingereiht, soweit sie Unterricht in den Klassen 1 
bis 4 erteilen".

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, sie habe Anspruch 
auf Vergütung nach der VergGr. IV a BAT-0. Diese Vergütungsgruppe 
entspreche der Besoldungsgruppe A 11, die in der Zweiten Verord­
nung über besoldungsrechtliche Übergangsregelungen nach Herstel­
lung der Einheit Deutschlands (2. BesÜV) vom 21. Juni 1991 
(BGBl I S. 1345) für die Besoldung entsprechender beamteter Leh­
rer vorgeschrieben sei. Wegen dieser im BAT-0 enthaltenen ab­
schließenden Regelung komme die Anwendung der TdL-Richtlinien 
nicht in Betracht, soweit diese zu ihren Lasten von den tarifli­
chen Regelungen abwichen.

Mit der am 5. Februar 1992 bei dem Arbeitsgericht Berlin 
eingegangenen Klage hat die Klägerin zunächst die Feststellung 
beantragt, daß sie in die VergGr. IV a BAT-0 einzugruppieren sei. 
Diese Klage hat sie mit Schriftsatz vom 11. November 1992, dem 
beklagten Land zugestellt am 23. November 1992, erweitert und in 
der mündlichen Verhandlung vom 16. Dezember 1992 teilweise zu­
rückgenommen .

Die Klägerin hat zuletzt beantragt

festzustellen, daß das beklagte Land verpflichtet 
ist, ab 1. Juli 1991, hilfsweise ab 1. Januar
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1992, an sie Vergütung nach der VergGr. IV a 
BAT-0 zu zahlen.

Das beklagte Land hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Es ist der Ansicht, daß die Eingruppierung in die 
VergGr. IV b BAT-0 zutreffend sei. Die Eingruppierung richte sich 
nach der TdL-Richtlinie. Auch aus dem tarifvertraglichen Verweis 
auf die beamtenrechtlichen Vorschriften der Zweiten Besoldungs- 
Übergangsverordnung ergebe sich kein Anspruch auf Höhergruppie­
rung. Eine Höhergruppierung hiernach könne nur dann erfolgen, 
wenn auch die übrigen entsprechend anwendbaren beamtenrechtlichen 
Voraussetzungen erfüllt seien. So hänge die Übertragung von Be­
förderungsämtern u.a. davon ab, daß solche Ämter in entsprechen­
der Anzahl eingerichtet seien. Desweiteren habe der Dienstherr 
bei der Übertragung von Beförderungsämtern bei Beamten einen Er­
messensspielraum.

Das Arbeitsgericht hat festgestellt, daß das beklagte Land 
verpflichtet ist, ab 1. Januar 1992 die Klägerin nach der 
VergGr. IV a BAT-0 zu vergüten und im übrigen die Klage abgewie­
sen. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des beklagten Lan­
des zurückgewiesen und auf die Anschlußberufung der Klägerin 
unter teilweiser Abänderung des erstinstanzlichen Urteils festge­
stellt, das beklagte Land sei verpflichtet, an die Klägerin seit 
dem 1. Juli 1991 Vergütung nach der VergGr. IV a BAT-0 zu zahlen. 
Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt
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das beklagte Land den Klageabweisungsantrag weiter. Die Klägerin 
beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n a s g r ü n d e  ;

Die Revision des beklagten Landes ist begründet. Sie führt 
zur Aufhebung des zweitinstanzlichen Urteils und zur Zurückver­
weisung des Rechtsstreits an das Landesarbeitsgericht. Zur Beur­
teilung der Frage, ob die Klägerin in die VergGr. IV a BAT-0 ein­
zugruppieren ist, bedarf es weiterer Feststellungen.

I. Die Klage ist zulässig. Es handelt sich um eine im öffentli­
chen Dienst allgemein übliche Eingruppierungsfeststellungsklage, 
bei der nach ständiger Rechtsprechung des Senats das nach § 256 
ZPO erforderliche besondere rechtliche Interesse an der Feststel­
lung zu bejahen ist (Senatsurteile vom 19. März 1986 - 4 AZR 
470/84 - AP Nr. 114 zu §§ 22, 23 BAT 1975; vom 20. April 1994
- 4 AZR 312/93 -, zur Veröffentlichung vorgesehen).

II. Für die Beurteilung, ob die Klägerin Anspruch auf Vergütung 
nach der VergGr. IV a BAT-0 hat, bedarf es weiterer Feststellun­
gen des Landesarbeitsgerichts. Die Klage ist nur dann begründet, 
wenn die Klägerin, stünde sie im Beamtenverhältnis, im streitbe­
fangenen Zeitraum in die Besoldungsgruppe A 11 eingestuft worden 
wäre.

1. Zutreffend kommt das Landesarbeitsgericht zu dem Ergebnis, 
daß im vorliegenden Fall die Tätigkeitsmerkmale der Anlage 1 a
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des BAT-0 nicht heranzuziehen sind. Nach § 2 Nr. 3 Satz 1 des 1. 
ÄnderungsTV zum BAT-0 ist die Anlage 1 a auf Lehrkräfte nicht an­
zuwenden .

2. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden kraft beider­
seitiger Tarifbindung (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 TVG) die Tarifver­
träge für den öffentlichen Dienst und damit u. a. auch der 1. Än­
derungsTV zum BAT-0 Anwendung, der für die Eingruppierung der 
Lehrkräfte auf die für beamtete Lehrkräfte geltenden Besoldungs­
vorschriften verweist.

a) Damit kommen im vorliegenden Fall für die Einstufung der 
Klägerin nach der Anlage 1 der 2. BesÜV sowohl die BesoldungsGr.
A 10 als auch A 11 in Betracht, die den VergGr. IV b bzw, IV a 
BAT-o entsprechen (§ 11 BAT-O). Diese haben - soweit es hier in­
teressiert - folgenden Wortlaut:

"Besoldungsgruppe A 10
Lehrer1)»2), 3)

als Lehrer für untere Klassen im Unterricht 
der Klassen 1 bis 4 an einer allgemeinbilden­
den Schule -

1 )Mit abgeschlossenener pädagogischer Fachschulaus­
bildung.
2 )Als Eingangsamt.
3)Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 11.

Besoldungsgruppe A 11
Lehrer1) • 2)

-  8 -
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als Lehrer für untere Klassen im Unterricht 
der Klassen 1 bis 4 an einer allgemeinbilden­
den Schule -

1 )Mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulaus­
bildung.
2)In diese Besoldungsgruppe können nur Lehrer ein­
gestuft werden, die nach Abschluß der Fachschul­
ausbildung eine achtjährige Lehrtätigkeit oder 
eine dreijährige Dienstzeit seit Anstellung als 
Lehrer in der Besoldungsgruppe A 10 verbracht 
haben."

Die Klägerin erfüllt neben den fachlichen und pädagogischen 
Voraussetzungen für die Einstufung in die BesoldungsGr. A 10 als 
Eingangsamt auch die der BesoldungsGr. A 11 als Aufstiegsamt. In 
letztere können Lehrer für untere Klassen im Unterricht der Klas­
sen 1 bis 4 an einer allgemeinbildenden Schule mit abgeschlosse­
ner pädagogischer Fachschulausbildung eingereiht werden, soweit 
sie die in der Fußnote 2) geforderten Voraussetzungen erfüllen. 
Danach ist entweder eine achtjährige Lehrtätigkeit nach Abschluß 
der Fachschulausbildung erforderlich (1. Alt.) oder eine dreijäh­
rige Dienstzeit seit Anstellung als Lehrer in der BesoldungsGr.
A 10 (2. Alt.).

Die Klägerin erfüllt bereits die Voraussetzungen der 1. Alt. 
Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts besitzt sie 
nach der im Jahr 1969 abgeschlossenen pädagogischen Fachschulaus­
bildung die Lehrbefähigung für die unteren Klassen der allgemein- 
bildenden polytechnischen Oberschule. Nach den weiteren, nicht 
mit Verfahrensrügen angegriffenen und damit für den Senat binden-
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den Feststellungen weist sie bis zum Juli 1991 eine Lehrtätigkeit 
von 21 Jahren auf.

b) Entgegen der Auffassung der Revision steht es einer Einstu­
fung der Klägerin in die BesoldungsGr. A 11 nicht entgegen, daß 
sie keine drei Jahre als Lehrer in der BesoldungsGr. A 10 ver­
bracht hat. Nach der Fußnote 2) zu der BesoldungsGr. A 11 ist es 
für eine Einstufung ausreichend, wenn eine der beiden dort ge­
nannten Voraussetzungen vorliegt. Zutreffend hat bereits das Lan­
desarbeitsgericht darauf hingewiesen, daß ansonsten für die
1. Alt. kein Anwendungsbereich bliebe.

Diese Sichtweise wird durch einen Vergleich mit den ur­
sprünglichen Anforderungen für die Einstufung der beamteten Lehr­
kräfte nach der 1. BesÜV vom 4. März 1991 (BGBl I S. 622) bestä­
tigt. Nach deren Anlage 1 war für die Lehrkräfte in den unteren 
Klassen 1 bis 4 EingangsbesoldungsGr. A 9 und Aufstiegsgruppe 
A 10, soweit sie nicht über ein ErgänzungsStudium verfügten. Die 
Zuordnung zur letztgenannten Gruppe erforderte nach der Fußnote 
2) eine achtjährige Lehrtätigkeit, davon drei Jahre im Beamten­
verhältnis, oder eine vierjährige Amtszeit als Lehrer in der Ein­
gangsbesoldungsGr. A 9. Nach der geänderten Fassung der Fußno­
te 2) ist die Ausübung der Lehrtätigkeit im Beamtenverhältnis ge­
rade keine Voraussetzung mehr für eine Zuordnung in die Auf­
stiegsgruppe A 11.

c) Allerdings ist die Klägerin nicht schon deshalb in die von 
ihr begehrte VergGr. IV a BAT-0 eingruppiert, weil sie die fach­
lichen und pädagogischen Voraussetzungen für eine Anstellung in
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der BesoldungsGr. A 11 erfüllt. Denn nach § 2 Nr. 3 Satz 2 des 
1. ÄnderungsTV ist darüber hinaus erforderlich, daß sie in diese 
BesoldungsGr. tatsächlich eingestuft worden wäre, soweit sie das 
beklagte Land in ein Beamtenverhältnis übernommen hätte.

Nach der tariflichen Regelung müssen die angestellten Lehr­
kräfte nicht nur die in den Besoldungsgruppen genannten fachli­
chen und pädagogischen Anforderungen erfüllen, sondern für ihre 
Eingruppierung ist darüber hinaus maßgeblich, daß die Vorausset­
zungen einer Anstellung im Beamtenverhältnis vorliegen. Dies 
folgt aus dem Wortlaut der Tarifnorm, insbesondere den letzten 
beiden Halbsätzen von Satz 2. Dort wird für die Eingruppierung 
ausdrücklich auf die mutmaßliche Einstufung im Beamtenverhältnis 
abgestellt und nicht lediglich, ob die fachlichen und pädagogi­
schen Voraussetzungen für eine bestimmte BesoldungsGr. erfüllt 
sind. Nach Beamtenrecht ist ein Aufstieg innerhalb derselben 
Laufbahn aber an weitere Voraussetzungen gebunden. So muß der Be­
werber aufgrund seiner bisherigen Leistung für das Beförderungs­
amt geeignet erscheinen und die betreffende Planstelle auch tat­
sächlich im Haushalt zur Verfügung stehen. Selbst dann besteht im 
Gegensatz zur Tarifautomatik des BAT-0 kein Anspruch des Beamten 
auf Übertragung des Beförderungsamts, sondern lediglich auf er­
messensfehlerfreie Entscheidung seines Dienstherrn in dieser Hin­
sicht.

Dies folgt auch aus Sinn und Zweck von § 2 Nr. 3 des 1. Än­
derungsTV. Die Regelung dient der vergütungsrechtlichen Gleichbe­
handlung der beim beklagten Land beschäftigten Lehrkräfte, unab­
hängig davon, ob sie im Beamten- oder Angestelltenverhältnis
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tätig sind. Ansonsten würde die tarifliche Regelung zu einer 
nicht gerechtfertigten Besserstellung der Angestellten führen. 
Diese hätten beim Vorliegen der fachlichen und pädagogischen Vor­
aussetzungen der BesoldungsGr. A 11 Anspruch auf Zahlung der 
VergGr. IV a BAT-0. Damit wäre der Aufstieg der angestellten 
Lehrkräfte im Gegensatz zu dem der Beamten nicht vom Vorliegen 
entsprechender Planstellen abhängig. Darüber hinaus könnten bei 
der Höhergruppierung von angestellten Lehrkräften deren bisherige 
Leistungen nicht berücksichtigt werden. Nach dem insoweit maßgeb­
lichen Wortlaut der Anlage 1 der 2. BesÜV wird die Bewährung der 
Lehrkraft in der zurückgelegten achtjährigen Dienstzeit nicht als 
Voraussetzung für einen Aufstieg gefordert.

d) Die in dieser Form im Tarifvertrag vorgenommene Verweisung 
auf beamtenrechtliche Besoldungsvorschriften begegnet keinen Be­
denken. Auf diese Weise wird erreicht, daß Lehrkräfte, die nach 
ihren fachlichen Qualifikations- und Tätigkeitsmerkmalen als 
gleichwertig anzusehen sind, eine annähernd gleiche Vergütung für 
ihre Tätigkeit ohne Rücksicht darauf erhalten, ob sie Beamte oder 
Angestellte sind. Eine solche Regelung ist angesichts des Umstan­
des, daß Angestellte und beamtete Lehrer oft nebeneinander an 
derselben Schule und außerdem unter weitgehend gleichen äußeren 
Arbeitsbedingungen tätig sind, sachgerecht. Dies rechtfertigt die 
in der Tarifnorm enthaltene Blankettverweisung auf die Vorschrif­
ten der 2. BesÜV (Senatsurteil vom 24. November 1993 - 4 AZR 
16/93 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen, 
m.w.N.; BAG Urteil vom 20. April 1994 - 4 AZR 312/93 -, zur Ver­
öffentlichung vorgesehen).
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Gegen die rechtliche Zulässigkeit der im Tarifvertrag ent­
haltenen Verweisung auf die fiktive Einstufung im Beamtenverhält­
nis spricht nicht, daß hierdurch dem Arbeitgeber ein weitgehender 
Gestaltungsspielraum für die Eingruppierung der angestellten 
Lehrkräfte eingeräumt wird. So verbleibt ihm durch die Ausweisung 
der entsprechenden Zahl von Beförderungsstellen im Haushaltsplan 
letztlich die Entscheidung, in welchem Umfang überhaupt ein Auf­
stieg von Lehrern der unteren Klassen in die VergGr. IV a BAT-0 
in Betracht kommt. Nach ständiger Rechtsprechung des Senats be­
stehen im Bereich des öffentlichen Dienstes keine Bedenken, wenn 
der Tarifvertrag die Eingruppierung des Angestellten vom Vorlie­
gen bestimmter, für Beamte geltende haushaltsrechtlicher Vorgaben 
abhängig macht (vgl. BAG Urteil vom 20. Oktober 1993 - 4 AZR 
26/93 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen, zu 
II 2 a der Gründe, m.w.N.). Durch diese Verweisung entäußern sich 
die Tarifvertragsparteien nicht in unzulässiger Form ihrer Rege­
lungsmacht. So bleibt es, wie beispielsweise im vorliegenden 
Fall, ihrem Willen überlassen, ob sie die getroffene Festlegung 
beibehalten wollen oder die Voraussetzungen für den Aufstieg der 
angestellten Lehrkräfte an andere Voraussetzungen knüpfen. Ebenso 
kann eine Regelung vorsehen, daß ein Aufstieg eines angestellten 
Lehrers in eine höhere Vergütungsgruppe nur bei Vorliegen der 
nach dem Beamtenrecht bestehenden fachlichen und persönlichen 
Voraussetzungen erfolgt (BAG Urteil vom 21. Juli 1993 - 4 AZR 
394/92 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen). 
Darüber hinaus ist es auch nicht in das freie Ermessen des 
Dienstherrn gestellt, den Aufstieg angestellter Lehrkräfte etwa
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dadurch zu verhindern, daß er überhaupt keine A 11-Stellen aus- 
weist oder vorhandene Stellen ausschließlich durch beamtete Lehr­
kraft besetzt.

Es ist nicht Aufgabe der Gerichte zu prüfen, ob die Tarif­
vertragsparteien die gerechteste oder zweckmäßigste aller in Be­
tracht kommenden Regelungen getroffen haben; sie haben lediglich 
zu kontrollieren, ob in der Norm die Grenzen des den Tarifver­
tragsparteien durch Art. 9 Abs. 3 GG eingeräumten Gestaltungs­
spielraumes überschritten werden (BAG Urteil vom 27. November 
1991 - 4 AZR 533/89 - AP Nr. 103 zu § 1 TVG Tarifverträge: Me­
tallindustrie) . Hierfür bestehen aufgrund des bisherigen Partei­
vortrags zur Zeit noch keine Anhaltspunkte.

3. Entgegen der Auffassung des beklagten Landes sind die TdL- 
Richtlinien für die Eingruppierung der Klägerin ohne Bedeutung.
Es entspricht der ständigen Rechtsprechung des Senats, daß TdL- 
Richtlinien kein Rechtsnormcharakter zukommt. Sie sind lediglich 
einseitige Empfehlungen einer Tarifvertragspartei an ihre Mit­
glieder (BAG Urteil vom 24. November 1993 - 4 AZR 16/93 -, zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen, zu II 3 a der 
Gründe; BAGE 58, 283, 291 f. = AP Nr. 24 zu §§ 22, 23 BAT Lehrer; 
BAG Beschluß vom 12. November 1991 - 4 AZN 464/91 - AP Nr. 42 zu 
§ 72 a ArbGG 1979 Grundsatz).

a) Die Anwendung von TdL-Richtlinien im Arbeitsverhältnis kommt 
deshalb nur dann in Betracht, wenn sie von den Arbeitsvertrags­
parteien vereinbart worden ist oder die Tarifvertragsparteien in-
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soweit dem Arbeitgeber ein einseitiges Leistungsbestimmungsrecht 
nach § 315 BGB zuerkannt haben. An beiden Voraussetzungen fehlt 
es jedoch im vorliegenden Fall.

b) Auch die in § 2 Nr. 3 Satz 2 des 1. ÄnderungsTV zum BAT-0 
enthaltene Verweisung auf die TdL-Richtlinien führt nicht dazu, 
daß diese für die Eingruppierung der Klägerin maßgeblich wären. 
Diese Tarifnorm enthält durch die Verweisung auf die 2. BesÜV 
eine materielle Eingruppierungsregelung, die zwingend und in den 
von der 2. BesÜV unmittelbar erfaßten Fällen auch abschließend 
ist.

aa) Die 2. BesÜV enhält in ihrer Anlage 1 eine abschließende Re­
gelung für die als Lehrer für untere Klassen im Unterricht der 
Klassen 1 bis 4 an einer allgemeinbildenden Schule tätigen Lehr­
kräfte, die keiner ergänzenden Ausfüllung durch Richtlinien be­
darf .

bb) § 2 Nr. 3 Satz 2 des 1. ÄnderungsTV zum BAT-0 enthält 
Mindestbedingungen für die Eingruppierung der Angestellten, die 
keiner verschlechternden Regelung in TdL-Richtlinien zugänglich 
sind. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut und aus dem Regelungszu­
sammenhang der Tarifbestimmung, auf die nach ständiger Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichts bei der Auslegung in erster Linie 
abzustellen ist (z. B. Senatsurteil vom 23. September 1992 
- 4 AZR 66/92 - AP Nr. 8 zu § 1 TVG Tarifverträge: Großhandel, zu 
I 2 a der Gründe, m.w.N.).
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Wie der Senat bereits in der Entscheidung vom 24. November 
1993 (- 4 AZR 16/93 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse 
vorgesehen) ausgeführt hat, ist der Regelungsinhalt der Tarifnorm 
- Eingruppierung der angestellten Lehrer entsprechend der Einstu­
fung der Beamten - zwar durch den Zusatz eingeschränkt, daß dies 
"gegebenenfalls nach näherer Maßgabe von Richtlinien" zu erfolgen 
habe. Damit wird aber nicht die Möglichkeit eröffnet, den oben 
dargestellten Regelungsinhalt der Tarifnorm zu modifizieren. Zwar 
mag das Wort gegebenenfalls in der Bedeutung von "möglicherweise, 
eventuell, wenn sich ein bestimmter Fall ergibt" (Brockhaus/ 
Wahrig, Deutsches Wörterbuch, 3. Band, 1981), für sich allein 
verschiedene Auslegungen zulassen. So kann es den Fall erfassen, 
daß es überhaupt einschlägige Richtlinien gibt, wie auch den 
Fall, daß wegen der Unvollständigkeit der für Beamte geltenden 
Regelung eine Ergänzung durch Richtlinien vorgenommen wird. Aus 
dem Zusatz "nach näherer Maßgabe" ergibt sich aber, daß hier nur 
der zweite Fall gemeint ist. Damit läßt die TarifbeStimmung näm­
lich nur eine spezifizierende Regelung durch Richtlinien im Rah­
men der aus der Heranziehung beamtenrechtlicher Besoldungsvor­
schriften gewonnenen Regelung zu. Ist diese Regelung aber, wie im 
vorliegenden Fall, abschließend, so ist für eine solche Spezifi­
zierung kein Raum.

In dieser Auslegung hat die Tarifnorm auch ein vernünftiges 
Ergebnis, denn die in ihr in Bezug genommenen beamtenrechtlichen 
Besoldungsvorschriften decken, was von der Beklagten auch nicht 
in Abrede gestellt wird, die nach den Feststellungen des Landes- 
arbeitsgerichts in der ehemaligen DDR vorhandene Vielzahl von 
Lehrerausbildungsabschlüssen nicht ab. Die Tarifvertragsparteien
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mußten daher davon ausgehen, daß für eine Reihe von Fällen die 
Eingruppierung nicht unmittelbar durch Rückgriff auf Vorschriften 
des Besoldungsrechts möglich sein, sondern - im Rahmen der im Be­
soldungsrecht zum Ausdruck kommenden Wertungen - noch ergänzende 
und präzisierende Vorgaben durch Richtlinien voraussetzen werde. 
Um einen solchen Fall handelt es sich hier aber nicht.

Schließlich steht der von dem beklagten Land für richtig ge­
haltenen Auslegung, wonach für die Eingruppierung immer dann die 
Richtlinien maßgeblich sein sollen, wenn sie nur vorhanden sind, 
auch entgegen, daß der Tarifvertrag für ein derartiges generelles 
Zurücktreten der Tarifnorm gegenüber der von einer Tarifvertrags­
partei einseitig vorgenommenen Festlegung keine Grundlage bietet. 
Sollten die Tarifvertragsparteien wirklich eine solche ungewöhn­
liche Regelung gewollt haben, die einer Seite ein beliebiges und 
für die Tarifunterworfenen verbindliches Abweichen vom Tarifver­
trag ermöglichen würde, dann hätten sie dies durch eine entspre­
chende Formulierung im Tarifvertrag - z.B. "sofern nicht in 
Richtlinien der Arbeitgeber etwas anderes bestimmt ist" - klar 
zum Ausdruck bringen müssen. Dabei kann hier dahinstehen, inwie­
weit eine solche Verweisung überhaupt wirksam wäre.

III. Der Rechtsstreit war aus den unter II.2 genannten Gründen an 
das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen. Es bedarf weiterer 
Feststellungen, ob und gegebenenfalls zu welchem Zeitpunkt die 
Klägerin die beamtenrechtlichen Voraussetzungen für eine Einstu­
fung in die BesoldungsGr. A 11 erfüllt. Daneben wird das Landes­
arbeitsgericht auch zu klären haben, ob die haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen für einen Aufstieg der Klägerin in die begehrte

17
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


17

VergGr. IV a BAT-0 vorliegen. Dabei wird es zu berücksichtigen 
haben, daß die Tarifvertragsparteien durch die Verweisung auf das 
Beamtenrecht dem beklagten Land nicht völlig freie Hand hinsicht­
lich der Höhergruppierung der angestellten Lehrer gegeben haben. 
Dieses ist vielmehr im Rahmen des von ihm aus zuübenden pflichtge­
mäßen Ermessens verpflichtet, überhaupt entsprechende Beförde­
rungsstellen entsprechend dem anzuwendenen Stellenkegel zu schaf­
fen und insbesondere die angestellten Lehrer bei der Besetzung 
dieser Stellen auch leistungsentsprechend und unter Berücksichti­
gung ihrer Dienstzeiten als Lehrer angemessen zu berücksichtigen. 
Dabei sind die in der ehemaligen DDR zurückgelegten Dienstzeiten 
zu berücksichtigen. Sie dürfen nicht etwa gegenüber den im West­
teil des beklagten Landes zurückgelegten Zeiten benachteiligt 
werden.

Knapp Wax
Schaub Friedrich Schneider
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